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Sicherheitsrat 
 

Verteilung: Allgemein 
6. Juli 2011 

    

Resolution 1995 (2011) 

verabschiedet auf der 6573. Sitzung des Sicherheitsrats 
am 6. Juli 2011 

 Der Sicherheitsrat, 

 Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Generalsekretärs vom 20. Mai 2011 an den 
Präsidenten des Sicherheitsrats (S/2011/329), dem ein Schreiben des Präsidenten des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs für Ruanda („Gerichtshof“) vom 5. Mai 2011 beigefügt ist, 

 unter Hinweis auf seine Resolutionen 955 (1994) vom 8. November 1994, 1503 (2003) 
vom 28. August 2003 und 1534 (2004) vom 26. März 2004 sowie seine früheren Resolutio-
nen betreffend den Gerichtshof, 

 sowie unter Hinweis auf seine Resolution 1966 (2010) vom 22. Dezember 2010, mit 
der der Internationale Residualmechanismus für die Ad-hoc-Strafgerichtshöfe („Mechanis-
mus“) geschaffen und der Gerichtshof ersucht wurde, alle ihm möglichen Maßnahmen zu 
treffen, um seine gesamte verbleibende Arbeit zügig und spätestens bis zum 31. Dezember 
2014 abzuschließen, seine Auflösung vorzubereiten und für einen reibungslosen Übergang 
zu dem Mechanismus zu sorgen, 

 ferner unter Hinweis darauf, dass die Abteilung des Mechanismus für den Internatio-
nalen Strafgerichtshof für Ruanda am 1. Juli 2012 ihre Tätigkeit aufnimmt, 

 Kenntnis nehmend von den Einschätzungen des Gerichtshofs in seinem Bericht über 
die Arbeitsabschlussstrategie (S/2011/317), 

 feststellend, dass nach dem Abschluss der ihnen zugewiesenen Fälle vier ständige 
Richter von den Strafkammern an die Berufungskammer verlegt und zwei ständige Richter 
den Gerichtshof verlassen werden, 

 Kenntnis nehmend von den vom Präsidenten und vom Ankläger des Gerichtshofs ge-
äußerten Besorgnissen über Personalfragen und erneut erklärend, dass die Bindung von 
Personal für den raschen Abschluss der Tätigkeit des Gerichtshofs unerlässlich ist, 

 mit der nachdrücklichen Aufforderung an den Gerichtshof, alle ihm möglichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um seine Tätigkeit schnell abzuschließen, entsprechend dem Ersuchen 
in Resolution 1966 (2010), 

 tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen, 
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 1. beschließt, dass Ad-litem-Richter, ungeachtet des Artikels 13 Absatz 1 und des 
Artikels 12 quater Absatz 2 a) des Statuts des Gerichtshofs, zum Präsidenten des Gerichts-
hofs gewählt werden und an den Wahlen zu diesem Amt teilnehmen können; 

 2. beschließt in dieser Hinsicht, dass ungeachtet des Artikels 12 quater Absatz 2 
des Statuts des Gerichtshofs ein zum Präsidenten des Gerichtshofs gewählter Ad-litem-
Richter die gleichen Befugnisse wie ein ständiger Richter ausüben darf, was weder seinen 
Status ändern noch zusätzliche Zulagen oder Leistungen über die bereits bestehenden hinaus 
begründen wird und woraus sich keine Änderungen des geltenden Dienstverhältnisses als 
Ad-litem-Richter ergeben werden; 

 3. beschließt, dass ungeachtet des Artikels 12 quater Absatz 2 des Statuts des Ge-
richtshofs ein zum Vizepräsidenten des Gerichtshofs gewählter Ad-litem-Richter die Aufga-
ben des Präsidenten wahrnehmen darf, wenn das Statut oder die Verfahrens- und Beweis-
ordnung dies erfordern, was weder seinen Status ändern noch zusätzliche Zulagen oder 
Leistungen über die bereits bestehenden hinaus begründen wird und woraus sich keine Än-
derungen des geltenden Dienstverhältnisses als Ad-litem-Richter ergeben werden; 

 4. beschließt in Anbetracht der außergewöhnlichen Umstände, dass Richter Dennis 
Byron ungeachtet des Artikels 12 bis Absatz 3 des Statuts des Gerichtshofs vom 1. Septem-
ber 2011 bis zum Abschluss des ihm zugewiesenen Falles nebenamtlich tätig sein und einer 
anderen richterlichen Tätigkeit nachgehen darf, nimmt Kenntnis von der Absicht des Ge-
richtshofs, den Fall bis Dezember 2011 abzuschließen, und unterstreicht, dass diese Aus-
nahmegenehmigung nicht so anzusehen ist, als werde dadurch ein Präzedenzfall geschaffen. 
Dem Präsidenten des Gerichtshofs obliegt es, sicherzustellen, dass diese Regelung mit der 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Richters vereinbar ist, keinen Anlass zu Interes-
senkonflikten gibt und den Erlass des Urteils nicht verzögert; 

 5. erklärt erneut, dass die vom Gerichtshof angeklagten Personen vor Gericht ge-
stellt werden müssen, fordert alle Staaten, insbesondere die Staaten der Region der Großen 
Seen, erneut auf, die Zusammenarbeit mit dem Gerichtshof zu verstärken und ihm jede er-
forderliche Hilfe zu gewähren, und fordert insbesondere die in Betracht kommenden Staaten 
auf, sich verstärkt darum zu bemühen, Félicien Kabuga, Augustin Bizimana, Protais Mpira-
nya und die weiteren vom Gerichtshof angeklagten Personen vor Gericht zu bringen; 

 6. erklärt erneut, wie wichtig eine angemessene Personalausstattung des Gerichts-
hofs für den raschen Abschluss seiner Tätigkeit ist, fordert die zuständigen Organe der Ver-
einten Nationen auf, ihre Zusammenarbeit mit dem Sekretariat und dem Kanzler des Ge-
richtshofs zu verstärken und flexibel vorzugehen, um praktikable Lösungen für dieses Pro-
blem zu finden, während sich der Gerichtshof dem Abschluss seiner Arbeit nähert, und for-
dert gleichzeitig den Gerichtshof auf, sich mit erneuten Anstrengungen auf seine Kernauf-
gaben zu konzentrieren; 

 7. lobt die Staaten, die der Umsiedlung freigesprochener Personen oder verurteilter 
Personen, die ihre Strafe verbüßt haben, in ihr Hoheitsgebiet zugestimmt haben, und fordert 
die anderen Staaten, die dazu in der Lage sind, auf, bei der Umsiedlung freigesprochener 
Personen und verurteilter Personen, die ihre Strafe verbüßt haben, mit dem Gerichtshof zu-
sammenzuarbeiten und ihm jede erforderliche Hilfe zu gewähren; 

 8. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben. 

____________ 

 
 


